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Rolf Peffekoven
Wie sollte die Unternehmensteuer reformiert werden?
A ngesichts der anhaltend höhen
/^Arbeitslosigkeit in Deutschland
muß jede Steuerreform vor allem
danach beurteilt werden, inwieweit
sie zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze beitragen kann. Zudem soll-
te die Besteuerung einfacher und
gerechter werden.
Um die Beschäftigungslage zu
verbessern, müssen stärkere An-
reize für die Leistungs- und Inve-
stitionsbereitschaft gesetzt und
Deutschland muß wieder zu einem
attraktiven Standort für inländi-
sche und ausländische Investoren
werden. Weil die hohen Grenz-
steuersätze ein besonderes In-
vestitionshemmnis darstellen, muß
im Zentrum einer Reform die deut-
liche Absenkung der Steuersätze
stehen.
Da es in erster Linie um die
Förderung der Investitionstätigkeit
der Unternehmen geht, liegt - we-
gen der akuten Haushaltsprob-
leme - der Gedanke nahe, die
Steuersatzsenkungen auf den Un-
ternehmenssektor zu beschrän-
ken. Es besteht auch kein Zweifel:
Ein Steuersatz auf Unternehmens-
gewinne in Höhe von 25%, wie ihn
die Kommission zur Reform der
Unternehmensbesteuerung jetzt
vorschlägt, würde eine Attraktion
darstellen. Selbst unter Berück-
sichtigung der zusätzlichen Bela-
stung aus der Gewerbesteuer (und
dem Solidaritätszuschlag) wäre
damit die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des deutschen
Standortes sicher gewährleistet.
Allerdings sind mit der vorgelegten
Konzeption einer Unternehmen-
steuerreform heikle verfassungs-
rechtliche, technische und ökono-
mische Probleme verbunden, die
so gewichtig sein dürften, daß der
Vorschlag wohl zum Scheitern ver-
urteilt ist.
Die Reformvorstellungen betref-
fen zunächst die Körperschaft-
steuer: Das heute geltende An-
rechnungsverfahren soll zugun-
sten einer Definitivbesteuerung der
Kapitalgesellschaften mit einem
einheitlichen Satz von 25% ersetzt
werden. Damit würde die - zwei-
fellos gelungene - Reform der
Körperschaftsteuer aus dem Jahre
1977 rückgängig gemacht, die
Neutralität hinsichtlich der Ge-
winnverwendung und der Wahl der
Rechtsform sowie die Vermeidung
der Doppelbelastung der ausge-
schütteten Gewinne gebracht hat.
Diese unbestreitbaren Vorteile sol-
len nunmehr aufgegeben werden.
Ausschüttungen der Kapitalgesell-
schaften würden demnach beim
Anteilseigner ohne Anrechnung
der bereits gezahlten Körper-
schaftsteuer der persönlichen
Einkommensteuer unterworfen.
Um die damit verbundene Doppel-
belastung der ausgeschütteten
Gewinne zumindest abzuschwä-





Da die ausgeschütteten Ge-
winne damit höher besteuert wer-
den als einbehaltene, wird ein
Anreiz geschaffen, Gewinne zu
thesaurieren. Dieses Ergebnis hat-
te die Bundesregierung der Kom-
mission allerdings auch ausdrück-
lich als Ziel vorgegeben, weil sie
offenbar der Meinung ist, thesau-
rierte (und damit im Unternehmen
gesparte bzw. investierte) Gewin-
ne seien positiv, ausgeschüttete
(und damit konsumtiv verwendete)
Gewinne aber negativ zu beurtei-
len - jedenfalls soweit es um die
Schaffung von Arbeitsplätzen gehe.
Solche Unterscheidungen sind
jedoch sachlich nicht zutreffend:
Ausgeschüttete Gewinne können
durchaus wieder investiert wer-
den; einbehaltene Gewinne führen
zunächst nur zu Sparen im Unter-
nehmen, aber nicht automatisch
zu arbeitsplatzschaffenden Inve-
stitionen. Dazu kommt die fatale
Wirkung, daß damit die Neutralität
hinsichtlich der Gewinnverwen-
dung gestört wird: Es entsteht ein
Anreiz, Gewinne im eigenen Un-
ternehmen zu thesaurieren; so
kommt es zu einem sogenannten
Lock-in-Effekt. Da die Begünsti-
gung nicht von der Investitions-
tätigkeit abhängt, ist sogar mit
Kapitalfehlallokation zu rechnen.
Die steuerliche Bevorzugung
der thesaurierten Gewinne wird
selbst dann zur Einbehaltung im
eigenen Unternehmen führen,
wenn es aus wirtschaftlichen
Gründen (zum Beispiel wegen des
Strukturwandels) durchaus sinn-
voll wäre, in anderen Unternehmen
oder anderen Branchen zu inve-
stieren. Die Selbstfinanzierung
wird im Vergleich zur Finanzierung
über Kapitalmärkte gefördert. In-
soweit sind die jetzt geplanten
Regelungen auch negativ für den
Kapitalmarkt und seine effizienz-
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fördernde Lenkung des Kapital-
einsatzes.
Will man den Lock-in-Effekt ver-
meiden, braucht man Regelungen,
wann Gewinne steuerneutral auf
Investitionen außerhalb des Unter-
nehmens übertragen werden kön-
nen. Abgesehen davon, daß das
sicher kein Beitrag zu einem einfa-
cheren Steuerrecht wäre, eröffnen
sich damit dem Staat erhebliche
Möglichkeiten der Investitions-
kontrolle; denn er müßte entschei-
den, was „gute" und „schlechte"
Investitionen sind, wann also eine
steuerneutrale Übertragung der
Gewinne möglich sein soll. Im
Grunde brauchte man ähnliche
Regelungen, wie sie das Einkom-
mensteuerrecht heute für die steu-
erfreie Übertragung von Veräuße-
rungsgewinnen kennt (§ 6b EStG).
Die (schlechten) Erfahrungen mit
diesen Vorschriften können ei-
gentlich nur Warnung sein, solche





Gut 80% der deutschen Unter-
nehmen sind nicht als Kapital-
gesellschaften organisiert. Arbeits-
plätze entstehen aber vor allem in
kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen, die als Einzelunter-
nehmen oder als Personengesell-
schaft geführt werden. Eine be-
schäftigungsorientierte Steuer-
reform muß deshalb in jedem Fall
auch diese Unternehmen erfassen.
Sie würden den Vorteil eines abge-
senkten Körperschaftsteuersatzes
jedoch nur dann genießen können,
wenn ihnen ein Optionsrecht für
die Körperschaftsteuer eingeräumt
würde. Die Vorschläge der Kom-
mission sehen dies (neben drei an-
deren Varianten) auch vor.
Von einem solchen Options-
recht werden große Personen-
gesellschaften sicher Gebrauch
machen. Bei der Masse der klei-
nen und mittleren Unternehmen
wird das aber nicht der Fall sein:
Die Option müßte im vorhinein und
bindend für einige Jahre ausge-
sprochen werden; viele Unterneh-
men können die Entscheidung
dann aber gar nicht treffen, weil für
sie nicht abzuschätzen ist, ob ihre
Wahl für die Zukunft auch wirklich
Vorteile bringt. Zudem müssen an-
dere Konsequenzen einer solchen
Option (zum Beispiel hinsichtlich
der Erbschaftsteuer) wohl bedacht
sein. Schwierigkeiten werden auch
entstehen, wenn einzelne Gesell-
schafter einer Personengesell-
schaft unterschiedliche Interessen
verfolgen. Wer kann dann ent-
scheiden, ob für die Körperschaft-
steuer optiert werden soll?
Angesichts all dieser Probleme
ist zu befürchten, daß kleine und
mittelständische Unternehmen
letzten Endes keine Vorteile aus
der geplanten Reform ziehen wür-
den. Die „Ersatzmodelle", die die
Kommission zur Diskussion ge-
stellt hat, zeigen alle einen Mangel:
Sie verstoßen gegen den Grund-
satz der steuerlichen Gleichbe-
handlung.
Das gilt im übrigen für das ge-
samte Reformkonzept: Unter Be-
rücksichtigung der (durchschnitt-
lichen) Gewerbesteuerbelastung
würden einbehaltene Gewinne -
also Sparen im eigenen Unter-
nehmen - mit etwa 35%, privates
Sparen dagegen mit bis zu 48,5%
(dem geplanten Spitzensteuersatz
der Einkommensteuer) belastet.
Eine solche Differenzierung dürfte
verfassungsrechtlich nicht möglich
sein. Darauf deutet jedenfalls der
Vorlagebeschluß des Bundes-
finanzhofs vom 24.2.1999 hin, in
dem die Spreizung der Steuer-
sätze für gewerbliche und sonstige
private Einkünfte um sechs Pro-
zentpunkte für verfassungswidrig
gehalten wird. Die jetzt geplante
Regelung würde immerhin eine
Differenzierung in Höhe von 13,5
Prozentpunkten ausmachen und





Angesichts all dieser Probleme
sollte man das Konzept einer ge-
trennten Unternehmensteuerre-
form nicht weiter verfolgen. Will
man die Neutralität der Besteue-
rung in bezug auf die Gewinnver-
wendung und die Finanzierungs-
struktur der Unternehmen sichern,
dann muß der Thesaurierungssatz
der Körperschaftsteuer dem Spit-
zensteuersatz der Einkommen-
steuer entsprechen. Wenn zur
Förderung von Wachstum und
Beschäftigung der Unternehmens-
sektor steuerlich entlastet werden
soll - was dringend geboten ist -,
dann muß die Senkung des Kör-
perschaftsteuersatzes im Gleich-
schritt mit einer allgemeinen
Senkung des Einkommensteuer-
tarifs vorgenommen werden. Es
gibt demnach für eine beschäfti-
gungsorientierte Steuerreform nur
einen überzeugenden Ansatz:
D Die (Grenz-)Steuersätze der Ein-
kommensteuer müßten über den
gesamten Tarifverlauf deutlich ab-
gesenkt werden; dabei wäre ein
Eingangssteuersatz von 15% und
ein Spitzensteuersatz von unter
40% geboten. Der Tarif sollte ein-
heitlich für alle Einkunftsarten gel-
ten. Die tarifliche Begünstigung
der gewerblichen Einkünfte wäre
zu streichen. Die Sonderbelastung
durch die Gewerbesteuer sollte
durch Abbau dieser Steuer (bei
entsprechender Kompensation für
die Gemeinden) beseitigt werden,
nicht aber durch Tarifspreizung in
der Einkommensteuer. Der The-
saurierungssatz der Körperschaft-
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Steuer müßte dem Spitzensteuer-
satz der Einkommensteuer ent-
sprechen. Bleibt es beim Anrech-





tivität des Standorts Deutschland)
berücksichtigt werden. Eine sol-
che Tarifreform wird etwa 80 bis 90
Mrd. DM kosten.




gungen - auch die im Bereich pri-
vater Haushalte - müssen gestri-
chen werden. Geht man dabei
konsequent vor, dann lassen sich
Steuermehreinnahmen von etwa
50 bis 60 Mrd. DM erzielen.
D Damit ergäbe sich eine Netto-
entlastung für den privaten Be-
reich von etwa 30 Mrd. DM. Dies
ist auch geboten, um eine Dyna-
misierung unserer Volkswirtschaft
zu erreichen. Angesichts der Haus-
haltslage müßte die Nettoent-
lastung durch Ausgabenkürzun-
gen finanziert werden.
Gelingt eine solche beschäfti-
gungsorientierte Steuerreform,
dann wird sie mittelfristig auch
einen Selbstfinanzierungsbeitrag
bringen und damit die Haushalts-
probleme zum Teil lösen helfen.
Zudem wird eine solche Steuer-
reform verteilungspolitisch positiv
zu bewerten sein. Sie schafft zu-
sätzliche Arbeitsplätze, und nur
damit kann den heute Arbeitslosen
wirklich geholfen werden. Solange
die Bundesregierung den hier skiz-




gehen will, werden ihre steuerpo-
litischen Maßnahmen Stückwerk
bleiben, jedenfalls nichts zur Lö-
sung des Problems der hohen
Arbeitslosigkeit beitragen.
Manfred Rose
Die Gewinnsteuer als Element eines analytischen Systems
der Einkommensbesteuerung
D
as von Georg Schanz 1896
postulierte Konzept der um-
fassenden und zugleich syntheti-
schen Einkommensbesteuerung
hat sich letztlich als nicht durch-
setzungsfähig erwiesen. Eine sol-
che Bemessungsgrundlage erfaßt
neben den Markteinkommen auch
jegliche Transfereinkommen, wie
z.B. Sozialhilfeleistungen des Staa-
tes, Unterstützungsleistungen von
privater Seite, Schenkungen, Erb-
schaften und Lotteriegewinne. Die
Besonderheiten der Transferein-
kommen haben ganz zwangsläufig
zur gesondert erhobenen Erb-




Zuwendungen werden aus Verein-
fachungsgründen als Nettoeinkom-
menstransfers aufgefaßt und sind
deshalb steuerfrei. Somit hat sich
die Bemessungsgrundlage der per-
sönlichen Einkommensteuer auf
die Summe der auf Märkten erziel-
ten Einkünfte reduziert.
Das auf den Steuerabschnitt (Ka-
lenderjahr) beschränkte Konzept
der umfassenden Einkommensbe-
steuerung erfordert auch eine volle
Versteuerung der Zinsen, Dividen-
den und Gewinne aus der Veräu-
ßerung von Beteiligungen an Un-
ternehmen. Wer Steuern von ihren
ökonomischen Wirkungen und
nicht allein von ihrer juristischen
Begrifflichkeit her beurteilt, weiß,
daß hiermit Mehrfachbelastungen
verbunden sind, die nicht nur alle
Gerechtigkeitspostulate verletzen,
sondern auch noch zu einer Schä-
digung der marktwirtschaftlichen
Antriebskräfte im Bereich des Spa-
rens und Investierens führen. Ge-
wisse Einsichten in diese Zusam-
menhänge wie auch die internatio-
nale Mobilität des Finanzkapitals
haben in vielen Ländern dazu ge-
führt, Kapitaleinkommen geringer
zu besteuern als alle anderen
Arten von Markteinkommen. Da-
mit hat das traditionelle Konzept
der umfassenden Einkommensbe-
steuerung einen weiteren Einbruch
erlitten.
Im Zuge der Entwicklung der tra-
ditionellen Einkommensteuer wurde
offensichtlich, daß man die Gewin-
ne der Kapitalgesellschaften nicht
als persönliches Einkommen ihrer
Anteilseigner versteuern kann. Das
Konzept der Teilhabersteuer ist ins-
besondere für große Kapitalgesell-
schaften nicht praktizierbar. So hat
sich neben der Einkommensteuer
der natürlichen Personen die Kör-
perschaftsteuer der juristischen
Personen etabliert. Für die Be-
steuerung der Gewinne von Per-
sonenunternehmen und Körper-
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